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'\ In Beantwortuna einer Anfra.ge der Abs.}JJ:a.r!a.nnel' 0 1 1 a. k, 

Wilhelmina JI 0 1 k, L a c k n ·e r und Genossen, betreffend die Du.ro~ 

eines Besohlusses des Nat1cmalrates hinsiohtlich der Ahnduna von 'hunken­
heitsdelikten toilt !undesminister für Justiz Dr.T s c h ade k m1t: 

"Der Anfrage ließen mehrere~ das strafreohtliche Problem einer 

schärteren Ahndung von Trunkenhoitsdelikten behandelnde Anregungen zu~et 

auf welche ich gesOndert antworten muss • 

. 1. Der Na.tionalrat hat sm. 8.12.1950 eine ibm vom Finanz. und :Budget-
1 . 

a.ussohuss empfohlene Entsohliess~ angenommen, in weloher ioh ersuoht werde, 

in einer Novelle zum Strafgesetz u.a.. die Anregung zu verwirkliohen, dass 

selbstversohuldete Trunkenheit bei der Straf'bemesSUl'lg nioht mehr als Milde1'Uft88-

srund aneereohnet wardel1· kann. Hiezu Grle.ube ich mir folß9tldes zu bemerkon: 

Selbstverschuldete Trunkenheit ist kein in den §§ 46, 41 und 264 StG i 
, "; , . 

liusdrUcklich ganan1'1terYildE)runs~Grundf ·sie soho:lnt,·aulih unter den in dan 

§§ 44, 45, 263 8tG. ausdrüoklich bezeiohneten Ersohwarunesumstinden nicht 
auf. Allerdings 1st die Aufzählung dar Ersohwerungs- Wie auch der Kildorungs .... 

umstände nur. eine baisPial'swais·e,urides kann Trllrikanne:f.t-:tiach den Umständen 

d~$ .Ej,n~elfallas bei der Strafbetlessung sowohl als mildernd wie auch als er­

schwerend angenommen werden.· Eine Ändal'\Ulg' dieses·lIG1~'dem IDkratttreten das 

Strafgesetzes (1852) besttehendonRechtszustandosl,1.n de1.'We:l,se, ClAse·· ganz all­

gemein entweder' sel bstvars ohuldate Trunkenheit:aJ. sein 'imGesetzauedrüökli eh 

boz:aiohneter Ersohwerunssums1;a.ncl aneef'üb.I>t WÜl'cle. (in w-alchem Falle "da.nAdio 

Trunkenheit Jdoht aJ.sMildarungsgrund. ßew'ertet werden kannte), W1e'4iea sei­

tens der INat1~1\~rätin Maria.nna Poll~ empfohlen wird., od.er .4M~~e8,t~t ~de, 
dass.bei der S~a.t'bemessungselbstversehuldete Trunkanhait.fti"b.tmebr tÜe.Mil-

. . . , ~ ., . . " : . .~. i _ . ;.' ~ ~ 

darunßs~ ang(1nommenwerden könne, 1s,t wohl nicht möglioh, weil eine in OinOI;! 

solchen Zuetandyorm1nderter Zureohnungsfä.higkeit begangene·211;.r$~arG Randlune 
.. '{ .,. . .' ,'" . 

dochn1cht grundsätzlioh streIl8Et" bestraft werden kann alsclieselbe. !.a~;. 1m 

nüohteJ:'l1&ft Zuetand.e bOßangen. Eine .solohe Recraluna Widerspräpho meinea Era.cht~na 
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auch den 13cstilüli"l'Ul1GGll c1G~~ §§ 2 l~.t~ 0\236 u:.1d 52.3 StG. 

2 litc> c StG. wird l;läci ich untor clcm Griindc11 3 vmlche h~wirkan, 

dass dor böso Vorsatz tnicht zur Schulc.l fällt? 9 cUo volle Bcrauschung genannt, 

wenn sie der Tä .. tcr sich ohne Absicht auf (las Verbreche::l zugozogon hat. Der 

.Grund dieser BestiL~un3 liegt da~in, dass boi vollor Berauschune zwar nicht 

jede Denkfähigkeit ausgeschaltet ist, vielmehr auch bei i!1r ein Gedankeneang 

,tattfindet, aber :!tfole-e der Wirkungen des Alkohols a.ls eines Rauschgiftes 

verkehrt ist und zu falscher Beurteilung der Umwnlt führt. 

Im § 236 StG. wird ausgesprot?hen, dass unter geWissen Vora:ussetzungen 

die Trunkenheiii selbs~ (das sich Betrinken, nicht die im Zustande der Tl~nken'" 

heit beGant;ene 'Tat) als übertretunG nach § 523 StG!> strafbar ist, und zwar dann, 
.--. 

wenn der Täter .Al.kollol bevlTL1.sst und freiwilliG in solchem Ma.sse genommen hat, . 
dass Q~ voll berauscht ist und in diesom Zustand eine Handlune begangen hat, 

cliu sich, abgesehen von cIer durch die Berausohung zugozogeu<Ifl Bewusstseinsstö­

rung, als Yu.!.'\virklichunc eines bestimmten Verbreohens darstell t~ 

Wenn oin Vollbera.usci.lter dagegen, ein Vergehen oder eine 'ObertrQtung 

begeht, elie nur mit bösom Vorsatz beganGen worden kann, so bleibt er So~lltflo~" 

Fa.hrlässigkei tsdelikte (z .. Ba Verkehrsdolikte) werden abe,r auch einem Voll trun­

kenen zugerechnet .werden kÖ:'men, vtenn beroits der Umstand, da.ss er sich die 

Trunkenhei t zuge-zoeon hat, als Verschulde:&.1 anzusehen ist", 

Es wäre nun unverständlich, wenn ein geringerer TrunkonheitsGrad bei 

Bemessung der Strafa stets als Erschwerungsmnstnnd zugerechnet werden müsste 

oder zumindest\die Annahme dieser Trunkenheit als eines MilderungsUL1standes 

ausschlösse, wenn gleichzeitig der shhwerere Trunkenheitsgrad; mämlich di~ Voll·· 

trunkenheit, psi einem in diesem Zusta.nde verübten Vergehen oder eine~ Über­

tretung Stre.flo.sigkeit, bei einem in diesem Zustande begangenenVo:rbreohen 

lediglich~estrafunG wegon einer übertretung oder naoh dem VorschlaßO der 

Nationalrätin Poll~~, wogen eines VcrGehens~ also jedenfalls wegen einer 

weniger stre.fba.ren Hanc1.1unß, bewirkt. Es kann wohl nicht ßU-t der geringere 

Trunk~nheitsß:ra.d nicht nur Z1!.r Strafbarkoit, sondern stets noch zu strengeror 

Bestrafune cls eine im Z·I;;.st[mdo der Nüchternheit begangene s"t,::'af::,e.r::; Er.n rllun€; 
,-,.;. 

führen; währel1d elie sol :::s"bversüZl.ulclei;e Voll trunkenheit gegenüber dem nÜc~lt~·r~~..;.''') 

Zustande oder der leichtoron .AJ.koholl.sio.rung privilegiert ist. 
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2. Vom Text der Entschliessune dos Nationalrates vom 8.120 1950 nicht 

mehr umfasst, sind die Ausführungen der NationalrätinMarianne Pollak in der 

Budgetdebatte, die dahin gehen, da.ss die im § 523 StG. als ttbertretung,nor­

miert'et mit Arrest von einem bis zu drei Mo~teri, bei grBssaren ttbel taten 

aber bis zu 6 Monaten bedrohte Trunkenheit als Vergehen unter Strafsanktion 

gestellt werden sollte. Dieser an sich richtige Gedanke liesse sich etwa. 

in der Art verwirklichen, dass in Volltrunkenheit begangene Verbreohen als 

Vergehen dar Volltrunkenheit, in einem solohen Zustand begangene Vergehen 

oder ttbertretuMen als ttbertretungder Trullkenhei t 1Ferfolgt und bestraft 

werden; die Strafe dürfte jedoch naoh Art und Mass nioht schwerer sein als 

die f"ur die vorsätzliche Begehung der Handlune anB'edroht~ Stra.fe.· 

Nationalrätin Pollak hat auch anaereet, dass die GerichteiL1. Falle 

wiederholter Bestrafung wegen Trunkenhoit den ~äter in eine Tririkerhe1lanstalt 

einwe:i,sen und das Entmündigunasverfahron einleiten sollen. 

Was die Einweisung in eine Trinkerheilanstalt anlanßt, so dürfte s10, 
\ 

ohne dass ich hiemit meine endgültige Stellunsnahme festlegen will, bei Wiedor-

holung von in ~runkenheit (nicht aus Trunksuoht) begangenön strafbaren Han~ 

lungen deshalb nioht am Platze sein, weil in einer Trinkerheilanstalt nur die 

Trunksuckt~ der ständige gewohnheitsmässigo Missbrauch von AlkoholbG~1pft 

werd.en kann, aber nioht die Neigung eines Menschen in gelegontlich alkOholi­

siertem Zustand strafbare Handlungen zu begehen. Eine EinweisUll.B in eine 

Trinkerheilanstalt käme meines Eraohtens nur bei Gewohnheitstrinkern, also bei 

Personen, die im Übermass geistige Getränke (und wohl auch andere bera~schende 

Mittel) zu sich nehmen, in Frage, wenn der Gewohnheitstrinker eine mit dieser 

Sucht im Zusammenhang stehende strafbare Handlung begangen hat, also als 

siohernde Massnahme, wenn die durch dia Trunkenheit drohende Gefahr weiterer 

Delikteduroh den Strafvollzug allein nicht behoben werden kann. 

Was die Einleitung des Entmündigungsverfahrens anlangt, so kommt sie 

wohl auch nur bei Trunksucht in Frage und kann unter dieser Voraussetzung 

bereits nach geltendem Reoht·(§ 26:Abs.2 der Entmündieungsordnung) vom Staats­

anwalt beantragt werden, wenn es das öffentliohe Interesse erfordort. In diesem 

Falle kann zumindest, wenn durch die Trunksuoht auch. e'ine geistige Erkra.nkung 

hervorgerufen wird, die EinweisUng in eine Trinkerheilstätto schon naoh gel­

tendem Recht erfolgen. 
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4a Bei blq.tt Beiblatt ZU-'~ Parlamentskorres.pondenz. 3"März 1951. 

Durch aie Anregungen der Nationalrätin Pol1r~ wird das schrderige 

Problem aufgeworfen, inwieweit über die bereits dargestellten Bestimmungell 

des geltenden Rechtes hinaus die Trunkenheit an sich (4as Betrinken) unter 

8.trafsanktion gestellt worden sol19 Dieser Fragen-l{,omplex. ist vom Bundes­

ministerium für Justiz sogleich in Ansriff genOm1ien worden< Es handelt sich 

aber hier um Fragen von grosser, nicht nur strafreohtlicher und sozial­

hygienischer, sondern auch wirtschaftlicher Bedeutung; ohne .A.Ylspruch auf 

Vollständigkeit muss ich nur darauf verweisen, dass österreichs Weinbau im 

Wirtschaftsleben eine bedeutende Rolle spielt und dass österreich ein Fremdon­

verkehrslß.Ild- ist. Auch hä.'1gt das Problem der Bestrafung der Trunkenheit und 

der Einweisung in Trinkcrheilstätten eng mit dem sopr aktuellen Problem 

der Behandlung von Gei~t~skranken, die strafbare Handlungen begehen, zusamme~ 

Nicht zuletzt handelt es sich hiebei auch um eine finanzielle Angelegenheit. 

Die Lösung dieses Problems kann daher nur im Einvernehmen mit allen beteiligten 

Stellen und nach reiflicher Uberlegung und nicht ohne Kenntnis der Reohtslage 

in anderen europäischen Ländern, insbesondero in den Nachbarländern österreichs 

gelöst .werden. Die Lösung dieses Problems erfordert deshalb einen längeren 

Zeitraum, zumal es sich ja nicht um ein Zeitgesetz, soncla.rn um Dauerrecht 

. handeln soll. 

3. In der Anfrage selbst ist noch eine weitere AnregUUß enthalten~ Es 

sollen nämlich jene Personen, die anuero, insbesondere Kinder, zu übermässigerl 

Alkoholgenuss verieiten, als Anstifter der von den Alkoholisierten begangenen 

strafbaren Handlungen bestraft werden. Dieser Gedanke ist gänzlich neu und 

wird sich in dieser Form wohl schwer vervnrklichen lassen, weil eine Person, 

die eine andere zum Alkoholgenuss verleitet hat, doch nicht als J..nstifter 

zu der vom Trunkenen begangenen Straf~at (z.B. zu einem Mord) vera.ntwortlich 

gemacht werden kann~ Die Schaffung eines besonderen Tatbestandes, zumindestcn~, 

wider Personen, denen eine Aufsichtspflicht obliegt, wäre jedoch zu erwägen. 

Auch hier bedarf es, um die Auswirkuneen !z.u übersehen und ein Da:u.errecht zu 

schaffen, eingehender Studien und eines Einvernehmens insbesondere mit dem 

Bundesministerium für soziale Verwaltung_ 

Was den zweiten Teil der Ar...regung in der Entschliessur.g des National­

rates vom 8.12e 1950 a.n1angt~ nämlich eine besondere Strafdrobllng gegen Persönen 

zu normieren, die in trunkenem Zustande eine Tätigkeit ausüben, zu der eine 

besondere Aufmerksrumkeit erforderlich ist; oder die durch ihre Trunkenheit 
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5. Beiblatt Beiblatt zur Parlnmentskorr~s~ondGnz~ .3.März 1951. 

andere Stra.$sanbel),üt~er einer Gefahr ~ll,ssetzen, so h~r.!tß't oinq solche :3"0-

stiIilCl,lllg eng mit einem in Ausarbe1.t1,lng'befindliohen G~$otz über Fahrs:J;'flucht 

und Bestrafung unterlassener Hilfeleistung nach Vor.kelJ,rsunfällen ZUEllllilIilon. 

Auch ein solch~8 Gesotz soll Deuerrecht worden, sich ~on dom nationalsoz~ae 

listischom Geiste der aufgehobenen Bestimmuneen dor ~ 139a und 3300 des 

Reichsetrafgosetz'buches unterscheiden', dom österreichischen RochtsompfindGn 

entsprechen und. wirksamen Schutz gGBan die Gof.Ahren del' Strasse bieten, ohna 

jedoch die stürmdsoha Ent~cklunB des Strassenverkehrs zu behindern. Die 
'I 

Soha.f't'una eina$ SOlchen sohwiaricren Gesetzes ist Ohr.id e1~ehondo rechts-
vergleichende Stud.ien mit lloziehung auf die Gesetze andO'rer europäische%" 

Sta.a.ten, il'lSbesoncl~ro der Na.ohbarlä.nder österreichs nicht möglich, SO d.ass 

ich a.uch in diosem Punkte den Nationalrat um Geduld bitten "muss, dQ.!nit ein 

brauchbtU'os, nicht eehon nach kurzer Zait abändQ1'UnßsbaclürftißGs oder praktisch 

unanwendba.res Gesetz eesch~ff on werde. 

~is zur Ei.nbrir1u?'tl.J1ß der Gntspreohendon Re[>-ieruni;s"orlaae werde ich jedoch 

die .Anklagebehörden anweisen, in Strafsa.chen, in denen die Ubeltat im Zu,stande 
sel bstVßrsohlÜdeter Trunkenheit be-ge.nean wurde, sowie in allen Y8J.lan von 

F~erfluoht und unter1assener Hilfeleistunc nachVerkehrsunfällon für 

strengste :Bestrafung den' unmittelba.r SchUldd.traB'enden uncl der Anstifter une. 

Ot3hilfen ihrer Tat. einzutreten." 

..... -.- ..... -
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